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Zusammenfassung
In Zeiten transnationaler Verflechtungen und (Inter)Dependenzen kann demo-
kratische Bürgerschaft nicht mehr ausschließlich innerhalb nationaler Grenzen 
gedacht werden. Dieser Beitrag präsentiert eine zweidimensionale Typologie, 
die es erlaubt, tatsächlich entstehende und normativ vorgeschlagene Formen 
von Bürgerschaft innerhalb und jenseits des Nationalstaats in einer umfas-
senden und zugleich differenzierten Weise konzeptionell zu verorten. Die 
erste Dimension umfasst die Verankerung von Mitgliedschaft in politischen 
Gemeinschaften. Die zweite Dimension bilden verschiedene Arenen politischer 
Entscheidungsprozesse, auf welche Bürgerrechte, -identitäten und -praktiken 
ausgerichtet sind. In beiden Dimensionen werden jeweils drei Kategorien 
unterschieden: Mitgliedschaft a) in einer singulären nationalen Gemeinschaft, 
b) in mehreren (nationalen) Gemeinschaften oder c) in der universellen Ge-
meinschaft aller Menschen. Bei den politischen Arenen unterscheiden wir a) 
innenpolitische, b) grenzüberschreitende und c) supranationale Arenen. Hier-
aus ergibt sich eine Typologie mit neun verschiedenen Formen demokratischer 
Bürgerschaft. Mithilfe dieser Typologie geben wir einen kurzen Überblick über 
normative Vorschläge und empirische Befunde, der zu folgenden Erkenntnissen 
führt: Die Realität in allen drei politischen Arenen wird nach wie vor durch 
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das Konzept der Mitgliedschaft in einer einzigen nationalen Gemeinschaft do-
miniert; dieser Tatbestand wird aber in normativen Diskursen als mangelhaft 
empfunden. Die Idee der Mitgliedschaft in der universellen Gemeinschaft aller 
Menschen hingegen erfährt im normativen Diskurs breite Unterstützung, es las-
sen sich (bisher) jedoch wenig empirische Belege für ihre Existenz vorweisen. 
Im Gegensatz dazu ist Mitgliedschaft in mehreren Gemeinschaften nicht nur 
eine wachsende Realität, sondern auch normativ vielversprechend für die De-
mokratisierung einer transnationalisierten Welt.

1 � Einleitung und Überblick

Immer mehr und immer schneller fließen transnationale Ströme von Informatio-
nen, Kapital, Gütern und Menschen und erhöhen die gegenseitige Abhängigkeit 
der Nationalstaaten rund um den Globus (Keohane 2002, S. 194). Diese Ströme 
und Abhängigkeiten stellen die politische Selbstbestimmung von Nationalstaa-
ten vor eine Herausforderung. Supranationale Institutionen stellen einen Versuch 
dar, die politische Kontrolle über eine globalisierte Wirtschaft wiederzugewinnen. 
Diese neuen Institutionen können jedoch ihrerseits die demokratische Selbstbe-
stimmung gefährden, solange sie nicht mit neuen Rechten, Identitäten und Prak-
tiken von Individuen verbunden sind. Ausmaß und Qualität der Demokratie, wie 
sie durch harte Kämpfe auf nationaler Ebene erreicht wurden, werden womöglich 
untergraben, wenn neue Formen politischer Entscheidungsfindung nicht von neuen 
Formen der Bürgerschaft begleitet werden (z. B. Wolf 2000). Diejenigen, die Bür-
gerrechte, -identitäten und -praktiken auf supranationaler Ebene fördern möchten, 
benutzen häufig den Begriff „kosmopolitische Demokratie“ (Archibugi und Held 
1995; Benhabib 2006; Held 1995). Sie argumentieren, dass die Menschen einer 
Reihe von Gemeinwesen angehören, von denen der Nationalstaat nur eines ist. Es 
wird jedoch vielfach kritisiert, dass politischer Kosmopolitismus bisher nicht auf-
zeigen konnte, wie sich soziale Solidarität und öffentlicher Diskurs als Grundlage 
aktiver Bürgerschaft in diesen weiteren Netzwerken entwickeln könnten (so z. B. 
Calhoun 2002, S. 95). Kosmopolitismus könnte lediglich eine Haltung von „fre-
quent travellers“ (ebd. S. 89) sein, die auf sehr individualisierte Weise vom Anstieg 
internationaler Verbindungen profitieren.

Normative Debatten in der politischen Philosophie über die Prinzipien und An-
gemessenheit neuer Formen von Bürgerschaft sind jedoch bisher häufig losgelöst 
von der empirischen Forschung in den Sozialwissenschaften zu tatsächlich ent-
stehenden Formen von Bürgerschaft (Bloemraad et al. 2008, S. 169). Auf die man-
gelnde Verbindung von Demokratietheorie und empirischer Migrationsforschung 
wurde bereits im Einleitungskapitel zu diesem Sammelband hingewiesen. Um die 
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aktuellen Herausforderungen und Erkenntnisse in beiden großen Themenkomple-
xen zueinander sprechen zu lassen, erachten wir das Konzept der Bürgerschaft 
und seine Verwirklichung als zentralen Kristallisationspunkt. Dieser Beitrag unter-
sucht daher (neue) Formen demokratischer Bürgerschaft angesichts transnationaler 
Migration und Verflechtungen, wobei wir normative Sichtweisen und empirische 
Studien aus den genannten Forschungsbereichen berücksichtigen.

Dabei stehen die folgenden zwei Fragen im Mittelpunkt: Erstens, welche For-
men von Bürgerschaft ergänzen nationale Staatsbürgerschaft in einer sich trans-
nationalisierenden Welt? Und zweitens, sind diese Formen nur leere Hüllen ohne 
relevanten Einfluss auf demokratische Selbstbestimmung oder sind sie mit Bür-
gerrechten, kollektiven Identitäten und politischen Praktiken gefüllt, die eine 
Demokratisierung politischer Arenen innerhalb und jenseits des Nationalstaats 
ermöglichen? Um einen systematischen Überblick über aktuelle Antworten auf 
diese Fragen zu geben, entwickeln wir eine zweidimensionale Typologie mit drei 
Kategorien in jeder Dimension. Die erste Dimension bezieht sich auf die Veran-
kerung der Bürgerschaft in mehr oder weniger partikularen bzw. universellen Ge-
meinschaften. Die zweite Dimension konzentriert sich auf die politischen Räume 
oder Arenen, auf die Bürgerrechte, -praktiken und -identitäten gerichtet sind. Diese 
Typologie soll dazu dienen, unseren Überblick über die Konzeptualisierungen und 
Bewertungen alter und neuer Formen von Bürgerschaft in der Literatur zu struk-
turieren, der den Hauptteil des Beitrags bildet. Für jede dieser Formen werden 
wir eine kurze Zusammenfassung der Literatur bieten und bewerten, in welchem 
Ausmaß diese Form als existent oder im Entstehen betrachtet werden kann, und in 
welchem Ausmaß ihre Akzeptanz normativ angemessen erscheint.

Wir schließen mit der Erkenntnis, dass die Formen von Bürgerschaft, die auf der 
Mitgliedschaft in einer bestimmten, singulären Nation basieren, nach wie vor em-
pirisch dominieren, vor dem Hintergrund normativer Standards jedoch als defizitär 
anzusehen sind. Im Gegensatz dazu sind die Konzepte, die auf Mitgliedschaft in 
der universellen Gemeinschaft aller Menschen beruhen, (bisher) schwach in ihrer 
tatsächlichen Umsetzung. Sie dominieren zwar häufig den normativen Diskurs, 
sind aber auch dort umstritten. Unser Überblick weist darüber hinaus besonders 
darauf hin, dass die Formen von Bürgerschaft, die zwischen den primär diskutier-
ten Konzepten liegen und auf der Mitgliedschaft in mehreren partikularen Gemein-
schaften beruhen, sich nicht nur empirisch immer mehr verbreiten, sondern auch 
im normativen Diskurs verstärkt Akzeptanz finden. Vielversprechende und realis-
tische neue Formen von Bürgerschaft liegen nach unserer Analyse insbesondere 
zwischen Nationalismus und Kosmopolitismus, also zwischen den beiden konzep-
tionellen Polen, welche die theoretische Debatte dominieren. Nicht trotz, sondern 
gerade aufgrund ihrer Realitätsnähe tragen sie ein großes (und häufig übersehenes) 
Potential zur Demokratisierung unserer zunehmend verflochtenen Welt in sich.
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2 � Ausrichtung, Dimensionen und Kategorien für 
die Konzeptualisierung (neuer) Formen von 
Staatsbürgerschaft in einer post-westfälischen Ära

In diesem Abschnitt wollen wir den Grundstein für die Typologie legen, die uns 
helfen wird, alte und neue Formen von Bürgerschaft nachzuzeichnen, zu syste-
matisieren und zu bewerten. Zuerst legen wir unser Verständnis von Bürgerschaft 
dar und erläutern die Ausrichtung unserer Diskussion neuer Formen von Bürger-
schaft. Zweitens rechtfertigen wir die Einführung von zwei Dimensionen und drei 
Kategorien in jeder Dimension als konzeptionelle Eckpfeiler unserer Typologie. 
Schließlich bieten wir einen ersten kurzen Überblick über die sich ergebenden 
neun Typen von Bürgerschaft und erklären ihre Bezeichnung.

2.1 � Bürgerschaftsverständnis und Ausrichtung der Diskussion

In der Literatur über demokratische Bürgerschaft ist es üblich, vier Elemente zu 
unterscheiden: den Status als BürgerIn durch formale Mitgliedschaft in einer poli-
tischen Gemeinschaft, zivile, politische und soziale Rechte, partizipative Prakti-
ken und Zugehörigkeitsgefühle bzw. kollektive Identitäten (Bloemraad et al. 2008; 
Delanty 1997). Viele Debatten über Bürgerschaft drehen sich darum, wie wich-
tig diese unterschiedlichen Elemente sind und inwiefern Rechte, Praktiken und 
Identitäten im Hinblick auf Legitimität und Kausalität miteinander verbunden sind 
(Beiner 1995; Taylor 2002). Dabei legen verschiedene politische Philosophien und 
Demokratietheorien unterschiedliche Schwerpunkte: Der legale Status sowie bür-
gerliche und politische Rechte des Einzelnen werden vor allem in liberalen Vor-
stellungen von Demokratie betont, die Beteiligung an politischen Entscheidungs-
prozessen ist zentral für ein republikanisches Verständnis und die Identifikation der 
BürgerInnen mit der Gemeinschaft wird von Kommunitaristen als notwendige Vo-
raussetzung für Demokratie angesehen. Darüber hinaus kritisieren feministische, 
multikulturalistische und postkoloniale Kritiker den Universalitätsanspruch, der in 
westlichen Theorien über Bürgerschaft enthalten ist, und betonen die Relevanz von 
Geschlechterdifferenzen (Phillips 1999; Mouffe 1995) und kulturellen Unterschie-
den (Kymlicka 1995) nicht nur für die normativ angemessene Zuteilung formaler 
(Minderheits-)Rechte, sondern auch für substantielle Staatsbürgerschaft im Sinne 
von Identifikation und Teilhabe (Gaventa und Tandon 2010).

Wir werden die unterschiedlichen Elemente von Bürgerschaft sowie ihre unter-
schiedliche Bewertung aus demokratietheoretischer Sicht in unsere Analyse ein-
beziehen, ohne jedoch einer Demokratietheorie Vorrang zu gewähren. Denn unsere 
eigentliche Schwerpunktsetzung ist in erster Linie in einer anderen Diskussion zu 
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verorten. Das seit dem Westfälischen Frieden etablierte Verständnis von Staats-
bürgerschaft in der westlichen Welt wird sowohl durch den enormen Anstieg so-
zio-ökonomischer Ströme über nationalstaatliche Grenzen hinweg als auch durch 
Versuche, die politische Kontrolle durch internationale Zusammenarbeit und su-
pranationale Institutionen wiederzugewinnen, in Frage gestellt. Dies erhöht die 
Relevanz neuer Konzeptualisierungen von Bürgerschaft, in denen neue politische 
Arenen sowie neue Arten von Mitgliedschaft im Mittelpunkt stehen. Insbesonde-
re die Mitgliedschaftsdimension und damit die Frage, wer einbezogen wird bzw. 
wer einbezogen werden sollte, ist in den diskursiven und praktischen Kämpfen um 
eine Neudefinition von Bürgerschaft in einer post-westfälischen Ordnung (wieder) 
zentral geworden. Dieser Dimension, welche die Grundlage für etwaige Rechte, 
Identitäten und Praktiken bildet, widmen wir daher besonderes Augenmerk.

Darüber hinaus berücksichtigen wir zwei wichtige Erkenntnisse: Erstens ist der 
Begriff der Mitgliedschaft nicht auf formale oder juristische Mitgliedschaft be-
schränkt, einige Konzepte von Bürgerschaft beruhen auf informeller oder de-facto-
Mitgliedschaft. Zweitens übernehmen wir von den genannten kritischen Ansätzen 
eine Sensitivität gegenüber Pluralismus und Diversität, da wir insbesondere die 
Anerkennung von Personen hervorheben, die Mitglieder in mehreren politischen 
Gemeinschaften sind.

2.2 � Dimensionen und Kategorien

Im 20. Jahrhundert wurde die Beziehung zwischen demokratischer Staatsführung 
und Bürgerschaft in erster Linie so wahrgenommen, dass alle erwachsenen Men-
schen, die auf dem Gebiet des Nationalstaats lebten und damit der nationalen Herr-
schaft unterworfen waren, in der Bürgerschaft eingeschlossen sein sollten. Damit 
ging (idealerweise) einher, dass sie individuelle (zivile, politische und soziale) 
Rechte genossen, an politischen Entscheidungsprozessen teilhatten und die natio-
nale Identität stärkten. Die westfälische Ordnung – und nationalistische Fiktion – 
betonte zwei Prinzipien: Exklusivität und Kongruenz. Sowohl der Nationalstaat als 
die dominante Form des Regierens als auch die Nation als die dominierende Form 
politischer Gemeinschaft und Mitgliedschaft waren exklusiv konzipiert (Brubaker 
1990, S. 380). Nationalstaaten beanspruchten das Gewaltmonopol nach innen und 
Souveränität nach außen. Politische Mitgliedschaft beruhte auf folgendem Prinzip 
des internationalen Rechts: „every person should have a nationality and should 
have one nationality only“ (League of Nations 1930). Darüber hinaus stellte ein 
klar abgegrenztes Territorium eine gemeinsame Basis dar, um den Anwendungs-
bereich des Gesetzesmonopols jedes Staates zu begrenzen und die Grenzen der 
nationalen Gemeinschaft zu definieren, welche die entsprechende Bürgerschaft 
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oder den demos bildete. Mit anderen Worten ruhte die demokratische Legitimation 
der westfälischen Weltordnung auf der territorialen Kongruenz zwischen der Bür-
gerschaft als AutorInnen demokratischer Gesetzgebung, dem Staat als Arena poli-
tischer Entscheidungsfindung und Agent der Umsetzung demokratischer Regeln 
und den EinwohnerInnen als AdressatInnen oder Subjekte demokratischer Regeln.

Heute weichen beide Prinzipien – Exklusivität und Kongruenz – zusehends neu-
en Prinzipien: Vielfalt und Kontingenz. Die Kongruenz zwischen Autoren, Arenen, 
Agenten und Adressaten demokratischer Entscheidungsprozesse wird kontingent. 
Immigration und Emigration führen zu einer wachsenden Inkongruenz zwischen 
den BewohnerInnen und StaatsbürgerInnen sowohl in Entsende- als auch in Auf-
nahmeländern. Auch das Aufkommen von supranationalen und transnationalen 
Arenen politischer Entscheidungsfindung wird nicht automatisch von entsprechen-
den Formen und Grenzen von Bürgerschaft begleitet. Normative Konzepte wie 
postnationale (Soysal 1994) und kosmopolitische Bürgerschaft (Archibugi und 
Held 1995) sowie das Prinzip der Inklusion aller Betroffenen ( all affected princi-
ple) (Goodin 2007) versuchen diese Kongruenz in einer Welt, die durch Migration 
und Mehrebenen-Regierungssysteme gekennzeichnet ist, wiederherzustellen. Al-
lerdings sind sowohl ihre Umsetzungs(-chancen) als auch ihre normativen Vorteile 
umstritten.

Um die Vielfalt aktueller Vorstellungen und Realitäten von Bürgerschaft zu er-
fassen, schlagen wir vor, zwei grundlegende Dimensionen von Bürgerschaft zu 
unterscheiden, deren Auseinanderfallen zur genannten Kontingenz beitragen: einer-
seits die Dimension der Verankerung der Bürgerschaft, die sich auf die (gedachte) 
politische Gemeinschaft bezieht, auf der die Zuteilung von Mitgliedschaft und ent-
sprechenden Rechten, Praktiken und Identitäten beruht; und andererseits die Di-
mension der Ausrichtung der Bürgerschaft, die sich auf die politischen Arenen (und 
Agenten) bezieht, auf die Bürgerrechte, Praktiken und Identitäten gerichtet sind.

Mithilfe dieser beiden Dimensionen lässt sich eine Typologie für die Zuord-
nung verschiedener Formen von Bürgerschaft innerhalb, oberhalb und zwischen 
Nationalstaaten entwerfen. Als konzeptioneller Ausgangspunkt dient die klassi-
sche Form der Staatsbürgerschaft, die in der westfälischen Ordnung souveräner 
Nationalstaaten vorherrscht(e). Konzeptionell radikale Alternativen zum souve-
ränen Nationalstaat und zur partikularen Nation sind globale Arenen politischer 
Entscheidungsfindung und die universelle Gemeinschaft aller Menschen. Zwi-
schen diesen beiden konzeptionellen Polen gibt es weitere, weniger weitgehende 
Alternativen: relevante (da interdependente) nationale Arenen außerhalb der in-
nenpolitischen Arena und eine Mehrzahl von (partikularen) Mitgliedschaften und 
Gemeinschaften. Daher unterscheiden wir in jeder Dimension drei Kategorien: auf 
der vertikalen Achse zwischen drei Vorstellungen von Mitgliedschaft: singuläre 
Zugehörigkeit zu einer partikularen nationalen Gemeinschaft, Mitgliedschaft in 
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Ausrichtung der Bürgerschaft

Tab. 1   Konzeptualisierung (neuer) Formen von Bürgerschaft 

mehreren (partikularen) Gemeinschaften, und Mitgliedschaft in der universellen 
Gemeinschaft aller Menschen. In der horizontalen Dimension unterscheiden wir 
drei politische Arenen: die innenpolitische Arena im (Erst-)Wohnsitzland, die 
transnationale Arena zwischen Nationalstaaten, die aufgrund von grenzüberschrei-
tenden Strömen und (Inter)Dependenzen1 entsteht, und die supranationale politi-
sche Arena (oberhalb der Nationalstaaten). Die Kombination der beiden Dimen-
sionen mit je drei Kategorien führt zu einer Typologie mit neun unterschiedlichen 
Formen demokratischer Bürgerschaft (Tab. 1).

Die (idealisierte) westfälische Form von Bürgerschaft beruht auf der singulären 
Mitgliedschaft in einer nationalen Gemeinschaft und ist auf die Entscheidungsfin-
dung innerhalb des Nationalstaats ausgerichtet (linke untere Ecke). Dieses Konzept 
von Mitgliedschaft ist jedoch nicht auf den innenpolitischen Bereich beschränkt. 
Die zunehmende Anerkennung von EmigrantInnen als BürgerInnen führt zu einem 
wachsenden Phänomen, das externe Bürgerschaft genannt wird und in der grenz-
überschreitenden transnationalen Arena zu verorten ist (Bauböck 2007). Zudem kon-
zeptualisieren sowohl liberale PhilosophInnen als auch SozialwissenschaftlerInnen, 
die der realistischen Schule in den Internationalen Beziehungen angehören, Bürger-

1  Die Klammern weisen darauf hin, dass Austauschbeziehungen und Verflechtungen häufig 
asymmetrische Abhängigkeiten anstelle von gleichberechtigten Interdependenzen produzie-
ren.
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schaft in supranationalen Arenen auf eine Art und Weise, die wir vermittelte Bür-
gerschaft nennen: BürgerInnen stellen zwar die politischen Prinzipale innerhalb der 
Nationalstaaten dar; in der inter- oder supranationalen Politik sind aber nur Natio-
nalstaaten als kollektive Vertreter dieser Prinzipale anerkannt.

Die obere Zeile enthält drei Formen von Bürgerschaft, die auf Mitgliedschaft in 
der universellen Gemeinschaft aller Menschen beruhen. Während der Begriff der 
postnationalen Bürgerschaft, der von Soysal (1994) eingeführt wurde, auf die ver-
mehrten Rechte von EinwanderInnen in liberalen Nationalstaaten abzielt, bezieht 
sich der Begriff der kosmopolitischen Bürgerschaft auf Vorschläge individueller 
Rechte, Praktiken und Identitäten auf supranationaler Ebene (Archibugi und Held 
1995). In grenzüberschreitenden Arenen führen wir – in Anlehnung an Koenig-Ar-
chibugi’s (2011) Begriff „fuzzy citizenship“ – den Begriff der differenzierten Bür-
gerschaft für solche Formen ein, welche die Idee der Inklusion aller Betroffenen bei 
der Grenzziehung des demos und demokratischer Bürgerschaft umsetzen möchten.

Zwischen diesen Alternativen sind verschiedene Formen von Bürgerschaft, 
deren Mitgliedschaftszuweisung weder auf einer (singulären) nationalen Gemein-
schaft beruht noch auf der universellen Gemeinschaft aller Menschen, sondern auf 
Mitgliedschaft in mehreren (partikularen) Gemeinschaften. Multiple Mitglied-
schaften beziehen sich in der nationalen Arena auf die Tatsache, dass niederge-
lassene AusländerInnen Mitglieder in ihrem Heimatland sind (und dort externe 
Bürgerschaftsrechte genießen) und zugleich im Aufenthaltsland Quasi-Bürger-
schaft erhalten. Dies bedeutet, dass sie eine Kombination von mehreren partiellen 
Bürgerschaften innehaben. In der supranationalen Arena bedeutet multiple Mit-
gliedschaft, dass man im Sinne von Mehrebenen-Bürgerschaft zugleich Mitglied 
einer nationalen und supranationalen politischen Gemeinschaft ist – wie EU Bürg-
erInnen, die einen von der Staatsbürgerschaft in einem Mitgliedstaat abhängigen 
supranationalen Status genießen. In der grenzüberschreitenden Arena bezieht sich 
multiple Mitgliedschaft auf jene, die volle Mitglieder in mehr als einer nationalen 
Gemeinschaft sind, also auf Mehrfach- oder doppelte Staatsbürgerschaft, die aktu-
ell intensiv erforscht und debattiert wird (Blatter 2011).

3 � Normative Debatten und empirische Befunde zu den 
verschiedenen Formen von Bürgerschaft

Die verschiedenen Formen von Bürgerschaft sind unterschiedlich stark normativ 
anerkannt und empirisch existent. Im Folgenden bieten wir einen kurzen Überblick 
über diese Debatten. Dabei ist uns bewusst, dass wir den deutlich differenzierteren 
Diskursen in jedem Forschungsfeld nicht gerecht werden können. Jedoch erachten 
wir es gerade angesichts der Komplexität dieser Debatten als sinnvoll, einen ver-
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einfachten Überblick über die wichtigsten Positionen und Erkenntnisse in allen 
drei Arenen zu bieten. Wir beginnen jeweils mit der Vorstellung partikularer Mit-
gliedschaft, stellen dieser den radikalen Gegenentwurf universeller Mitgliedschaft 
gegenüber und beschließen die Analyse der einzelnen politischen Arenen mit Bür-
gerschaftsformen, die zwischen diesen Extremen liegen.

3.1 � Formen von Bürgerschaft in der nationalen Arena

3.1.1 � Partikuläre Mitgliedschaft: Westfälische Staatsbürgerschaft 
aller sesshaften (Einzel-)BürgerInnen

Bürgerschaft, die auf der Mitgliedschaft in einer partikularen nationalen Gemein-
schaft beruht und auf die heimische innenpolitische Arena gerichtet ist, entspricht 
der traditionellen Form von Staatsbürgerschaft in der westfälischen Ordnung mit 
entsprechenden Rechten, Identitäten und Praktiken. Diese Konzeption ist insbeson-
dere durch die wachsende Zahl von EinwanderInnen herausgefordert. Zumindest 
die Rechte-Dimension dieser Vorstellung ist gewahrt, wenn sich EinwanderInnen 
einbürgern lassen und ihre bisherige Staatsbürgerschaft abgeben. Dies entspricht 
der bisher weit verbreiteten Sichtweise auf Migration im Sinne einer gerichteten 
Bewegung mit einem Ausgangs- und einem Endpunkt. MigrantInnen sollten sich 
entweder in die neue Gesellschaft assimilieren, indem sie ihr Erbe aufgeben, oder 
versuchen, ihre ethnische Identität zu bewahren, um in ihr Heimatland zurückzu-
kehren. Am Ende jedoch sollten sie nur zu einem der beiden gehören. Eingebür-
gerte EinwanderInnen, die ihre bisherigen Rechte im Herkunftsland aufgeben, sind 
Beispiele für das klassische Ideal politischer Integration in ein neues Heimatland.

Diese idealtypische Vorstellung von Integration gibt es natürlich noch immer 
und ihre Relevanz soll hier nicht negiert werden. Allerdings bedeutet eine Ände-
rung im rechtlichen Status heute weniger denn je notwendigerweise eine ähnlich 
klare Transformation von Identitäten und Praktiken, wie die Forschung zum Trans-
nationalismus von EinwanderInnen zeigt (Guarnizo et al. 2003). Diese Literatur 
unterstreicht, dass Migration heutzutage zunehmend zu einer wiederholten Be-
wegung zwischen zwei oder mehreren nationalen Räumen wird. Dies erleichtert 
das Aufrechterhalten von starken, dauerhaften Beziehungen zum Heimatland auch 
nach einer eventuellen Einbürgerung. Transnationalismus-ForscherInnen weisen 
darauf hin, dass viele Menschen von einem nationalen zu einem transnationalen 
Zustand übergehen; es gebe „a growing number of persons who live dual lives: 
speaking two languages, having homes in two countries, and making a living 
through continuous regular contacts across national borders“ (Portes et al. 1999, 
S. 218).
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Diese Entwicklung wird nicht von allen begrüßt. Vor allem jene, die auf kom-
munitaristisches, republikanisches oder liberal nationalistisches Gedankengut 
rekurrieren, befürchten die Abwertung und den Niedergang von Bürgerschaft als 
Institution und Praxis. Sie verweisen darauf, dass Migration und vor allem dauer-
hafte transnationale Verbindungen die kulturelle Besonderheit von und Solidari-
tät in nationalen Gemeinschaften unterminieren könnten (Sandel 1996; Jacobson 
1997). Da sich Rechte aus einer geteilten Konzeption sozialer Güter entwickelten, 
seien sie „local and particular in character“ (Walzer 1983, S. xv). Exklusive Mit-
gliedschaft in und Bindung an eine bestimmte begrenzte Gemeinschaft wird als 
notwendig für eine funktionierende Selbstbestimmung in einer demokratischen 
Gemeinschaft angesehen. Daher sei in der Praxis die Grenzziehung gegenüber 
EinwanderInnen als legitim zu bewerten (Rawls 1999, S. 39).

3.1.2 � Universelle Mitgliedschaft: Postnationale Bürgerschaft aller 
EinwohnerInnen

Im Gegensatz zum traditionellen Ansatz gegenüber Bürgerschaft plädieren einige 
politische PhilosophInnen entschieden dafür, dass Einwanderungs- und Einbürge-
rungsregeln als Fragen globaler Gerechtigkeit und individueller Rechte zu betrach-
ten seien. Dies beruht auf der Überzeugung, dass jedem lebenden Menschen ein 
grundlegend gleicher Status gebühre, und dass nicht partikulare Gemeinschaften 
den Ausgangspunkt für Mitgliedschaftsregelungen darstellen sollten (Pogge 1992, 
S. 48). Grenzregime sollten radikal überdacht und geöffnet werden, um somit letzt-
lich den universalistischen Prinzipien des Liberalismus gerecht zu werden (Carens 
1995; Nussbaum 1996). Dies würde nicht nur offene Grenzen bedeuten, sondern 
auch das gleiche und wenig eingeschränkte Recht auf Staatsbürgerschaft für alle 
EinwohnerInnen.

Parallel hierzu findet eine lebhafte Debatte über die empirische Frage statt, 
ob und wenn ja, in welchem Ausmaß wir Zeugen der Entstehung postnationaler 
Bürgerschaft in der innenpolitischen Arena sind. Seit den 1990er Jahren vertra-
ten immer wieder prominente WissenschaftlerInnen die Position, dass Rechte, die 
einst von der formalen Mitgliedschaft in einer nationalen Gemeinschaft abgeleitet 
wurden, zunehmend abstrakter und mit Bezug auf universelle Mitgliedschaft in 
der Gemeinschaft aller Menschen definiert und legitimiert würden (Soysal 1994, 
S.  18; Bosniak 2008; Sassen 2002). Laut Soysals einflussreicher Analyse führ-
te die zunehmende Kodifizierung der Menschenrechte zu einer Situation, in der 
sich der Status eines/r dauerhaft niedergelassenen Einwanderers/Einwanderin in 
Europa heute kaum mehr vom formellen Staatsbürgerschaftsstatus unterscheide: 
„Permanent residents of European host polities are entitled to full civil rights and 
have access to a set of social services and economic rights almost identical to those 
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available to national citizens“ (Soysal 1994, S. 21). Diese postnationale Bürger-
schaft sei ein neues Modell von Mitgliedschaft, das in entterritorialisierten Vorstel-
lungen individueller Rechte und im universellen Menschsein verankert sei.

Die Idee und Realität postnationaler Bürgerschaft wird jedoch stark kritisiert. 
Erstens seien die Formen von Quasi-Bürgerschaft, die dauerhaft Niedergelasse-
nen garantiert werden, von einem normativen Standpunkt aus als unzureichend 
anzusehen. Zwar würden sozio-ökonomische Rechte gewährt, politische Rechte 
in der Regel aber nicht. Nur wenige Staaten geben Ausländern das Wahlrecht für 
Kommunalwahlen (Bauböck 2007; Hayduk 2006) und noch weniger für nationale 
Wahlen (Earnest 2006). Daher sprechen die Kritiker von denizenship im Sinne 
einer minderwertigen Form von Bürgerschaft mit weniger Rechten (Joppke 1998; 
Waldinger und Fitzgerald 2004). Dieser Status perpetuiere sogar Ungleichheiten, 
indem er sozio-ökonomische Bedürfnisse befriedige, NichtbürgerInnen zugleich 
jedoch der Möglichkeit politischer Selbstbestimmung und effektiver Teilhabe be-
raube (Hammar 1990). Darüber hinaus sei im Hinblick auf kausale Zusammen-
hänge der Begriff „postnational“ irreführend. Hansen (2009) argumentiert, die 
Macht der Menschenrechte und internationaler Verträge hänge größtenteils von 
nationalen Gerichten ab. Sie seien nur dann wirksam, wenn sie in nationales Recht 
und in den Bezugsrahmen innerstaatlicher Gerichte integriert würden. Postnatio-
nalisten verwechselten eine Verschiebung zwischen Institutionen des Staates – von 
der Exekutiven zur Judikative – mit einer Verschiebung von der nationalen auf die 
supranationale Ebene.

Ein letztes Argument gegen die Vorstellung postnationaler Bürgerschaft ist die 
Tatsache, dass nicht alle EinwanderInnen gleich behandelt werden. Es gibt viele 
Formen der Differenzierung aufgrund von Nationalität. Mit anderen Worten sind 
die Rechte von EinwanderInnen nicht nur reversibel, sondern auch stratifiziert 
(Joppke 2010). Bestimmte Gruppen von MigrantInnen sind privilegierter als an-
dere, z. B. legal dauerhaft Niedergelassene, Menschen aus Ländern eines gemein-
samen Marktes oder aus Ländern mit sonstigen besonderen Beziehungen (wie des 
britischen Commonwealth).Die Unterschiede zwischen MigrantInnengruppen zei-
gen, dass das Grundprinzip für die Gewährung von Bürgerschaftsrechten nicht uni-
verselles Menschsein ist. Stattdessen hängt der Umfang der Rechte ausländischer 
MigrantInnen von mehreren partikularen Mitgliedschaften ab: von der de-facto-
Mitgliedschaft im spezifischen Aufenthaltsland und der de-jure-Mitgliedschaft im 
spezifischen Herkunftsland.
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3.1.3 � Multiple Mitgliedschaften: Unterschiedliche partielle 
Bürgerschaften von MigrantInnen

Angesichts der empirischen Unzulänglichkeiten des Konzepts postnationaler Bür-
gerschaft und angesichts der Tatsache, dass die traditionelle exklusive Konzeption 
nationaler Bürgerschaft in unserem „Zeitalter der Migration“ (Castles et al. 2014) 
normativ nicht akzeptabel erscheint, plädiert Bauböck dafür, dass wir insbesondere 
für MigrantInnen Bürgerschafts-Konstellationen berücksichtigen sollten. Dies tra-
ge der Tatsache Rechnung, dass Individuen gleichzeitig mit mehreren politischen 
Einheiten verbunden sind, „so that their legal rights and duties are determined not 
only by one political authority, but by several“ (Bauböck 2009, S. 484). Bauböck 
unterstreicht, dass das Bürgerschaftspaket von MigrantInnen einem Patchwork 
gleiche, das sowohl durch die Quasi-Bürgerschaft, die das Aufenthaltsland ga-
rantiert, als auch durch die externe Bürgerschaft des Herkunftslandes bestimmt 
wird. Wie eben besprochen ist Quasi-Bürgerschaft empirisch weit verbreitet, aber 
normativ umstritten; dasselbe gilt für externe Bürgerschaft, die wir weiter unten 
behandeln. Es stellt sich auch die Frage, ob die Tatsache, dass das Bürgerschaftspa-
ket von MigrantInnen zwei Teil-Bürgerschaften umfasst, die normative Bewertung 
von Quasi-Bürgerschaft und externer Bürgerschaft beeinflussen sollte (Blatter und 
Schlenker 2012, S. 27 ff.). Können begrenzte Formen von Bürgerschaft für Ein-
wanderInnen im Aufenthaltsland je nach Ausmaß der externen Bürgerschaft, die 
durch das Herkunftsland garantiert wird, gerechtfertigt werden?

Für die Beantwortung dieser Frage scheint es notwendig, eine dynamische 
Perspektive in die Beurteilung einzubauen, wann Bürgerschaftskonstellationen 
als mangelhaft anzusehen sind. Wiederum bietet Bauböck eine vielversprechende 
Lösung an: beruhend auf seiner Konzeption einer Stakeholder-Demokratie hebt 
er hervor, dass biografische Unterworfenheit das leitende Kriterium für die Zu-
weisung von Mitgliedschaft und Bürgerschaftsrechten sein sollte. „[O]nly those 
persons have a claim to citizenship in a particular political community who […] 
have been subjected to that community’s political authorities for a significant peri-
od over the course of their lives“ (Bauböck 2009, S. 480). Das Ausmaß an Quasi-
Bürgerschaft im Aufenthaltsland sollte entsprechend mit der Anwesenheitsdauer 
(und der Unterworfenheit unter dort geltende Gesetze) anwachsen, während exter-
ne Bürgerschaft des Herkunftslandes über die Zeit verringert werden sollte, sofern 
der/die Migrant/in nicht zumindest für eine gewisse Zeit zurückkehrt. Dieser Vor-
schlag ermöglicht unserer Ansicht nach ein besseres Verständnis und eine norma-
tiv adäquatere Konzeptualisierung neuer Bürgerschaftsformen, die zwischen einer 
monistischen Vorstellung von Mitgliedschaft und den universalistischen Idealen 
postnationaler Bürgerschaft liegt.

Wir können zusammenfassen, dass die westfälische Konzeption von Bürger-
schaft, die auf der Mitgliedschaft in einer partikularen nationalen Gemeinschaft 
beruht und auf die innenpolitische Arena gerichtet ist, zwar noch immer für die 
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meisten BürgerInnen dominant ist. Im Zeitalter der Migration gibt es jedoch so-
wohl wachsende empirische Abweichungen von dieser Norm als auch ernstzuneh-
mende normative Bedenken angesichts ihrer Konsequenzen für EinwanderInnen. 
Im Gegensatz dazu dominiert die Idee postnationaler Bürgerschaft aller Einwoh-
nerInnen, die auf dem Menschsein statt auf Staatsangehörigkeit beruht, normative 
Diskurse, aber ihre Existenz bzw. ihr Ausmaß sind umstritten. Sowohl empirisch 
stark zunehmend als auch normativ relevant, sofern dynamisch verstanden, sind 
hingegen die Konstellationen der Teil-Bürgerschaften von MigrantInnen, die auf 
verschiedenen de-jure- und de-facto-Mitgliedschaften beruhen.

3.2 � Formen von Bürgerschaft in supranationalen Arenen

3.2.1 � Partikuläre Mitgliedschaft: Durch den Nationalstaat 
vermittelte Bürgerschaft

Traditionell wurde angenommen, dass Politik auf supranationaler Ebene unter Na-
tionalstaaten verhandelt wird. Insbesondere die realistische Schule in den Interna-
tionalen Beziehungen betont Interessen und Macht von Staaten in der Weltpolitik 
und leugnet die Möglichkeit, dass Individuen oder ihre Organisationen entschei-
denden Einfluss auf dieser Ebene haben könnten (Morgenthau 1946). Alle Rechte, 
Praktiken, Identitäten und Interessen von Individuen werden aus dieser Perspek-
tive durch Nationalstaaten aggregiert und vermittelt; wir bezeichnen diese Form 
daher als vermittelte Bürgerschaft.

Von einer Exklusivität zwischenstaatlicher Beziehungen in der internationalen 
Politik auszugehen, ist jedoch im 21. Jahrhundert nicht mehr angemessen. Ent-
sprechend gewannen alternative wissenschaftliche Ansätze in den Internationalen 
Beziehungen an Bedeutung und betonen transstaatliche Institutionen und eine 
wachsende internationale Gemeinschaft (Jackson und Sørensen 2003). Der Kern 
der Debatte dreht sich heute um die Frage, ob es in der neuen Weltordnung eine 
internationale Gesellschaft gibt, die dem Verhalten von Staaten Grenzen setzt und 
die Agenda internationaler Institutionen beeinflusst, und ob eine kosmopolitische 
Demokratie eingerichtet werden sollte, in der Individuen eine bedeutende Rolle 
zukommt (Held 1995).

In der Tat beschränken internationale Vereinbarungen und internationales Recht 
zunehmend innenpolitische Entscheidungen, worauf bereits in den 1990er Jahren 
die Forschung zu internationalen Regimen hingewiesen hat (Rosenau 1997). Diese 
Entwicklung ist zum Einen dem Ideal und der Einführung von Menschenrech-
ten geschuldet, die universelle Gültigkeit beanspruchen. Diese Rechte gewannen 
seit ihrer Erklärung durch die UN im Jahre 1948 zunehmend an Bedeutung (z. B. 
Benhabib 2006). Die Notwendigkeit, diese Rechte und die gleiche Würde jedes 
Individuums zu schützen, führte zuletzt zur Einrichtung des Internationalen Straf-
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gerichtshofs. Dieselbe Logik universeller, nationale Souveränität außer Kraft set-
zender Normen leitet auch humanitäre Interventionen als Antwort auf gravierendes 
Fehlverhalten von Nationalstaaten gegenüber ihren BürgerInnen (ebd. S.  35  f.). 
Zusätzlich sind die Vereinten Nationen und eine Vielzahl internationaler Verträ-
ge erste Anzeichen einer globalen Rechtsstaatlichkeit und eines konstitutionellen 
Rahmens, der im Ansatz bürgerliche, sozio-ökonomische und politische Rechte 
einer globalen Bürgerschaft etabliert (Archibugi und Koenig-Archibugi 2003). 
Auch Nichtregierungsorganisationen gewannen vermehrt Einflussmöglichkeiten 
auf internationale Abkommen. Ihr Anwachsen deuten manche als Zeichen einer 
globalen Zivilgesellschaft (Tarrow 2005), die nationale Souveränität zusätzlich 
einschränkt. Insgesamt mögen Staaten noch immer die wichtigsten Spieler auf der 
supranationalen Ebene sein, aber sie sind nicht mehr die einzigen (z. B. Koehler 
1998).

3.2.2 � Universelle Mitgliedschaft: Kosmopolitische Bürgerschaft 
aller Menschen

Im Gegensatz zum traditionellen Ansatz sind Kosmopoliten davon überzeugt, dass 
Individuen als Mitglieder einer Gemeinschaft aller Menschen die wichtigsten Prin-
zipale supranationaler Lenkungsformen und Steuerungsstrukturen sein sollten, im 
Sinne einer ausdifferenzierten governance und im Gegensatz zu einem auf staat-
liche Regierung beschränkten government. Der Fokus auf Individuen beruht auf 
der normativen Philosophie eines Kosmopolitismus, der uns alle als „Weltbürg-
erInnen“ betrachtet, die universellen Werten verpflichtet sein sollten – auch wenn 
diese häufig aus einer westlichen Perspektive konzipiert werden (Appiah 2004). 
Das entsprechende politische Programm zielt darauf ab, eine kosmopolitische De-
mokratie einzuführen, die der Souveränität von Staaten Grenzen setzt (Archibugi 
2004; Archibugi und Held 1995).

Es ist jedoch sehr umstritten, ob demokratische Bürgerschaft auf einer Ebene 
oberhalb der nationalen sinnvoll funktionieren kann (z. B. Kymlicka 1999). Dahl 
(1999) zum Beispiel ist davon überzeugt, dass eine supranationale Demokratie not-
wendigerweise zu große und vom konkreten Leben der Menschen zu weit entfernte 
Organisationen mit sich bringen würde. Auch seien politische Themen auf supra-
nationaler Ebene zu komplex und nationale Kontexte zu unterschiedlich, um sta-
bile gemeinsame Interessen zu ermöglichen. Skeptische Stimmen sind besonders 
laut, wenn es um politische Beteiligung und Identifikation geht. Kommunitaristen 
bestehen darauf, dass die Kategorie „Menschheit“ eine zu dünne Identität stifte, 
um Mobilisierung, Beteiligung oder Solidarität zu ihren Gunsten zu motivieren 
(für eine Diskussion siehe MacDonald 2003). So betont zum Beispiel Cohen „the 
abstractness of cosmopolitan individualism, its failure to take particular identities, 
(political and cultural) contexts, and traditions into account“ (Cohen 1999, S. 247). 
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Ein weiteres Gegenargument bezieht sich auf das republikanische Ideal kollektiver 
Autonomie und dem/der in der Politik und in politischen Debatten aktiven Bürg-
erIn (Miller 1999, S. 61 f.). Dieses Ideal könnte am besten innerhalb nationaler 
Gemeinschaften umgesetzt werden, in denen BürgerInnen durch eine gemeinsame 
Nationalität, Solidarität und Vertrauen verbunden sind, welche deliberative Prozes-
se aufrechterhalten und den Ausdruck kollektiver Autonomie ermöglichen. (Neo-)
Republikaner fürchten, dass jede Art globaler Hegemonie schnell zu imperialer 
Herrschaft werden könnte (Bohman 2010).

Eine empirische Untersuchung dieser Annahmen ergibt ein differenziertes Bild. 
Einerseits gibt es mittlerweile verschiedene supranationale Rechte im kosmopoliti-
schen Sinn, wie sie oben beschrieben wurden. Andererseits findet nur ein begrenz-
ter Transfer formaler Governance-Kompetenzen von der nationalen zur supranatio-
nalen Ebene statt. Während supranationale Steuerung zumeist auf Agenda-Setting 
und staatenbindende Entscheidungen beschränkt ist, bleibt die eigentliche Gesetz-
gebung sowie deren konkrete Umsetzung den Nationalstaaten überlassen. Mit Aus-
nahme des Internationalen Strafgerichtshofs gab es keine größere institutionelle 
Reform supranationaler Lenkungsformen seit dem Ende des Kalten Krieges (Ar-
chibugi 2004, S. 438). Zudem wird Individuen bis jetzt keine formale Rolle als 
WeltbürgerInnen mit politischen oder gar Wahlrechten auf globaler Ebene gewährt.

Noch weniger und widersprüchlichere empirische Belege finden sich auf die 
Frage, ob und wenn ja, in welchem Ausmaß es auch kosmopolitische Beteiligung 
und Identitäten gibt. Norris (2000) fand zum Beispiel, dass lokale und nationale 
Identitäten nach wie vor bei weitem stärker seien als kosmopolitische Orientierun-
gen. Nur ein Sechstel (15 %) der Bevölkerung weltweit fühle sich ihrem Kontinent 
oder der Welt als Ganzes nah. Auch wenn sich in der Europäischen Union deutlich 
mehr Menschen, nämlich 30 %, als WeltbürgerInnen fühlen, sind die Ergebnisse zu 
umfassenderen kosmopolitischen Einstellungen widersprüchlich (Schlenker 2013; 
Pichler 2012, Hannerz 1990, S. 239).

Auch die empirischen Belege zu politischer Beteiligung auf supranationaler 
Ebene sind nicht eindeutig. Einerseits dokumentieren ForscherInnen eine beträcht-
lich gestiegene Zahl und Größe globaler sozialer Bewegungen, Netzwerke und 
NGOs (Koehler 1998; Smith et  al. 1997). Andererseits ist deren Beteiligung an 
globaler Steuerung bisher zumeist auf eine Advokatenrolle ohne Entscheidungs-
macht begrenzt. Zudem sind diejenigen, die sich aktiv auf supranationaler Ebene 
engagieren, besser gebildet als die meisten ihrer MitbürgerInnen, besser verbun-
den, sprechen mehr Sprachen und reisen öfter (Tarrow 2005, S. 43) – es scheint 
sich also tatsächlich um eine kosmopolitische Elite zu handeln, wie es von einigen 
kritisch vermutet wird (Calhoun 2002). Dieser kurze Überblick über empirische 
Ergebnisse lässt daher insgesamt lediglich eine skeptische Beurteilung des Aus-
maßes kosmopolitischer Rechte, Identitäten und Praktiken zu.
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3.2.3 � Multiple Mitgliedschaften: Mehrebenen-Bürgerschaft aller 
BürgerInnen von Mitgliedstaaten

Die empirischen Defizite kosmopolitischer Bürgerschaft und die normativen und 
empirischen Unzulänglichkeiten vermittelter Bürgerschaft unterstreichen die Not-
wendigkeit, nach Alternativen zwischen diesen Polen zu suchen. Wir sind der An-
sicht, dass Formen von Mehrebenen-Bürgerschaft, die auf Mitgliedschaft in meh-
reren (aber begrenzten) Gemeinschaften beruhen, beträchtliches Potenzial zur De-
mokratisierung supranationaler Arenen innewohnt. Herausragende Beispiele sind 
die Rechte, Praktiken und Identitäten, die mit der Mitgliedschaft in der Europäi-
schen Union verbunden sind. Die EU ist ein Gemeinwesen, in dem eine begrenzte 
supranationale Form von Bürgerschaft am Entstehen ist. Der Vertrag von Maas-
tricht führte die Europäische Bürgerschaft als Status ein, eine explizit supranatio-
nale Form von Bürgerschaft, die von der Mitgliedschaft in einem Mitgliedstaat ab-
geleitet wird (Bellamy und Warleigh 2001). EU-BürgerInnen genießen heute mehr 
supranationale Rechte als BürgerInnen in jeder anderen Weltregion oder als An-
gehörige von Drittstaaten innerhalb der EU. Zusätzlich zum Recht auf Freizügig-
keit und Aufenthaltsfreiheit und dem Recht auf diplomatischen und konsularischen 
Schutz durch jedes Mitgliedsland genießen EU-BürgerInnen auch politische Rech-
te: das aktive und passive Wahlrecht in Kommunal- und Europawahlen in jedem 
Mitgliedstaat und das Petitionsrecht gegenüber dem Europäischen Parlament und 
Ombudsmann. EU-BürgerInnen werden als Individuen direkt auf der Unionsebene 
im Europäischen Parlament repräsentiert, das in den letzten Jahrzehnten deutlich 
an Einfluss gewonnen hat. Diese Rechte veranschaulichen somit eine spezifische 
Kombination nationaler und supranationaler Mitgliedschaft.

Ob supranationale Rechte in einem spezifischen regionalen Integrationsprojekt 
auch mit den anderen Dimensionen demokratischer Bürgerschaft verbunden sind, 
also mit Identität und Partizipation, ist eine weitgehend offene Frage. Im Jahre 
2009 fühlten sich drei Viertel der BürgerInnen in den 27 Mitgliedstaaten der EU 
„zumindest etwas europäisch“, zusätzlich zu ihren nationalen Identitäten (Euro-
pean Commission 2012; Duchesne und Frognier 2008; Schlenker-Fischer 2011). 
Es fühlte sich jedoch nur ein Drittel „sehr europäisch“ und es ist umstritten, ob der 
bestehende Gemeinschaftssinn eine ausreichende Grundlage für Solidarität, Legi-
timität und Demokratie in der EU darstellt (Lord und Beetham 2001). Außerdem 
gibt es eine lebhafte Debatte über weit verbreiteten Euroskeptizismus (Fuchs et al. 
2009) und zu geringe Partizipation an EU Politik (Szczerbiak und Taggart 2008).

Wir können festhalten, dass die traditionelle Vorstellung von Bürgerschaft in 
supranationalen Arenen, die wir vermittelte Bürgerschaft nennen, noch immer die 
Weltpolitik dominiert, es aber zunehmende empirische Abweichungen gibt und die-
se Dominanz normativ in Frage gestellt wird. Das konsequente Alternativkonzept, 
kosmopolitische Bürgerschaft, hat verstärkt AnhängerInnen gewonnen, Belege 
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ihrer empirischen Existenz sind jedoch dürftig. Die Konzeption, die zwischen die-
sen Polen liegt, Mehrebenen-Bürgerschaft, mag (noch) eine Ausnahme in der EU 
sein, wo sie am weitesten entwickelt ist. Ihre Existenz kann jedoch nicht geleugnet 
werden und da sie normativ auf breite Akzeptanz stößt, scheint es besonders viel-
versprechend, die Legitimität und weiteren Entwicklungen dieser neuen Form von 
Bürgerschaft dazwischen weiter zu untersuchen.

3.3 � Formen von Bürgerschaft in transnationalen Arenen

3.3.1 � Partikuläre Mitgliedschaft: Externe Bürgerschaft aller 
(Einzel-)BürgerInnen außerhalb des Staatsgebietes

Das Phänomen externer Bürgerschaft passt in die Logik der Mitgliedschaft in einer 
partikularen nationalen Gemeinschaft, überschreitet jedoch die Grenzen von Na-
tionalstaaten. Die meisten Länder erlauben EmigrantInnen und ihren Kindern und 
sogar Kindeskindern, ihre Nationalität und damit verbundene Rechte zu behalten. 
Im Gegensatz zu früher ist der aktuelle Trend nicht das Ergebnis eines autoritären 
Konzepts ewigen Gehorsams – auch wenn dies in vielen undemokratischen Län-
dern noch verbreitet ist (Spiro 2007). Die Akzeptanz externer Bürgerschaft folgt je-
doch noch immer einem ethnisch-nationalistischen Verständnis von Bürgerschaft, 
das auf „natürlicher Zugehörigkeit“ beruht (Bauböck 2007, S. 2400). Zudem ist 
die neue Wertschätzung von EmigrantInnen angespornt durch den Versuch, ihre 
ökonomischen Beiträge, finanziellen Rücküberweisungen oder Investitionen zu 
sichern. MigrantInnen werden vermehrt als wertvolle sozio-ökonomische Agenten 
und politische Lobbyisten im Interesse ihrer Herkunftsländer betrachtet (Vertovec 
2001, S. 17; Martiniello 2006, S. 100). Diese Wertschätzung führte zur Ausweitung 
externer Bürgerschaft, indem die Gruppe der Individuen mit einem Recht darauf 
erweitert wurde. So wurde zum Beispiel externen Gruppen mit verwandtschaft-
lichen Verbindungen Bürgerrechte zugesprochen (z.  B. Jones-Correa 2001). Im 
Jahre 2007 garantierten fast alle Demokratien ihren BürgerInnen im Ausland das 
Wahlrecht im Heimatland. Zusätzlich erleichterten viele Länder die Möglichkeit 
externen Wählens; manche Länder, wie Italien und Frankreich, gewähren ihren 
BürgerInnen im Ausland sogar spezielle Repräsentationsrechte im Parlament 
(Bauböck 2007).

Die Debatte über die Folgen von Migration für Bürgerschaft war und ist (zu-
mindest in der westlichen Welt) vorrangig mit den Herausforderungen durch Ein-
wanderung beschäftigt. Die Folgen von Auswanderung und die Ausweitung ex-
terner Bürgerschaft waren und sind politisch deutlich weniger umstritten (Joppke 
2010, S.  63). Anders verhält es sich jedoch in der normativen Literatur. In der 
Demokratietheorie sind solche Rechte sehr umstritten. Aus Sicht der liberalen 
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Demokratie scheint es keine Rechtfertigung dafür zu geben, Nicht-EinwohnerIn-
nen, die der Regierung und den Gesetzen ihres Herkunftslandes nicht unterworfen 
sind, Bürgerschaftsstatus und -rechte zu gewähren; schlimmer noch: externe Bür-
gerschaft scheint das Konzept so zu verändern, dass Rechte eingefordert, ohne dass 
Pflichten erfüllt werden (Lopez-Guerra 2005; Fitzgerald 2006). Die im nächsten 
Abschnitt behandelte Form externer Bürgerschaft hingegen erfährt in der Demo-
kratietheorie vermehrt Zustimmung und wird derzeit prominent diskutiert.

3.3.2 � Universelle Mitgliedschaft: Inklusion aller Betroffenen 
durch differenzierte Bürgerschaft

Auf der Grundlage universeller Mitgliedschaft und auf eine oder mehrere spezi-
fische politische Arenen außerhalb des Aufenthaltslandes gerichtet ist die Idee, 
dass all diejenigen, die von politischen Entscheidungen betroffen sind, politische 
Beteiligungsrechte haben sollten, egal in welchem Land sie leben. Dies ist be-
sonders dann relevant, wenn Länder externe Effekte produzieren. Es geht hier also 
um die in der Demokratietheorie lebhaft geführte Debatte darüber, ob das libera-
le Inklusionsprinzip in einer Welt grenzüberschreitender (Inter)Dependenzen und 
spill-overs angepasst werden müsste, indem man das Kriterium der Unterworfen-
heit unter politische Herrschaft durch das Prinzip der Betroffenheit von politischer 
Herrschaft ersetzt (z.  B. Goodin 2007; Näsström 2011; Schaffer 2012). Robert 
Dahl schlug schon vor geraumer Zeit vor, dass jede/r, der/die von der Entschei-
dung einer Regierung betroffen ist, das Recht haben sollte, an dieser Regierung 
teilzuhaben (Dahl 1970 [1990], S. 49). Vor diesem Hintergrund fragt er, „whether 
there is not some wisdom in the half serious comment of a friend in Latin America 
who said that his people should be allowed to participate in our elections, for what 
happens in the politics of the United States is bound to have profound consequen-
ces for his country“ (ebd. S. 51).

In den letzten Jahren begannen viele TheoretikerInnen, diesen Kommentar 
ernst zu nehmen und diskutierten verschiedene Wege der Inklusion oder Reprä-
sentation betroffener Externer in der nationalen Politik. Es finden sich jedoch 
recht unterschiedliche Vorschläge zur Definition dessen, wer konkret mit solchen 
politischen Rechten ausgestattet werden sollte. Held (1995, S. 237) zum Beispiel 
schlägt all diejenigen vor, die signifikant durch politische Entscheidungen betrof-
fen sind; Warren (2006, S. 386) geht deutlich weiter und möchte all diejenigen ein-
schließen, die potentiell betroffen sind. Diese unterschiedlichen Formulierungen 
zeigen, wie schwierig es ist, das all affected principle konkret zu spezifizieren. 
Entweder führt es zu einem unendlichen Regress, da wir erst dann wissen, wer 
tatsächlich von einer Entscheidung betroffen ist, wenn sie bereits gefällt wurde 
(Whelan 1983), oder es führt zu einem ausufernden Wahlrecht, in dem „[v]irtu-
ally (maybe literally) everyone in the world“ eingeschlossen wird (Goodin 2007, 
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S.  55). Die logische Konsequenz, dass alle Entscheidungen auf globaler Ebene 
auf der Grundlage eines globalen demos getroffen werden müssten, scheint weder 
machbar noch wünschenswert.

Die vielversprechendste Entwicklung in dieser Debatte erscheint das Konzept 
der „fuzzy citizenship“, das König-Archibugi (2011) in die Diskussion eingeführt 
hat und das wir mit dem Begriff der differenzierten Bürgerschaft übersetzen. König-
Archibugi beginnt bei der Umsetzung des all affected principle nicht bei einzelnen 
Entscheidungen, sondern bei Entscheidern und skizziert Prinzipien und Möglichkei-
ten, wie Nationalstaaten extern Betroffenen politische Beteiligungsmöglichkeiten an 
ihren Entscheidungsprozessen einräumen können. Zentral ist das normative Postulat, 
dass Staaten den betroffenen Externen politische Beteiligungsmöglichkeiten jeweils 
im Verhältnis zu ihrer eigenen Macht bzw. ihren Ressourcen zugestehen sollten.

Dieses Prinzip ist (noch) nirgendwo umgesetzt und selbst König-Archibugi 
räumt ein, dass es einen „uphill battle“ (2011, S. 24) gegen die Interessen mächtiger 
Nationalstaaten bedeuten würde, seinen Vorschlag umzusetzen. Die prinzipiellen 
und praktischen Probleme des all affected principle unterstreichen wiederum die 
Notwendigkeit, nach vielversprechenden Lösungen zwischen partikularistischen 
und universalistischen Formen von Bürgerschaft zu suchen, welche die Heraus-
forderung zunehmender transnationaler (Inter)Dependenzen auf realistische und 
normativ angemessene Weise annehmen.

3.3.3 � Multiple Mitgliedschaften: Mehrfach-/Doppelte 
Staatsbürgerschaft aller Menschen mit mehreren 
Zugehörigkeiten

Eine solch vielversprechende und sich stark verbreitende Form von Bürgerschaft 
basiert wiederum auf mehreren Mitgliedschaften. Wir erleben heute eine enorme 
Zunahme an mehrfacher oder vor allem doppelter Staatsbürgerschaft. Während 
diese vor einem Jahrhundert noch abwertend als Bigamie angesehen wurde, wird 
sie heute von immer mehr Staaten erlaubt oder sogar gefördert (Blatter et al. 2009; 
Brondsted-Sejersen 2008; Faist und Kivisto 2007). Ursache für die gestiegene Ak-
zeptanz doppelter Staatsbürgerschaft sind die Gleichstellung der Frau, der Druck 
von EmigrantInnen und der Versuch der Heimatländer, diese stärker an sich zu 
binden (Spiro 2004).

Für die Frage, ob der Status doppelter Staatbürgerschaft und entsprechende 
Rechte in zwei Ländern auch mit multiplen Identitäten und Partizipation in 
mehr als einem Land einhergehen, müssen wir uns auf die Forschung zum 
Transnationalismus von EinwanderInnen beziehen.2 Empirische Studien zum 

2  Ein Großteil der Forschung konzentriert sich auf die USA als Aufnahmeland (Fitzgerald 
2000; Guarnizo et al. 2003; Waldinger 2008), in Europa gibt es bisher weniger Studien (Faist 
und Kivisto 2007; Koopmans und Statham 1999).
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politischen Engagement von MigrantInnen in ihrem Herkunftsland zeigen, dass 
Ausmaß und Formen transnationaler Loyalitäten und Aktivitäten je nach Auswan-
derungskontext variieren – ob dieser konfliktiv oder friedlich, städtisch oder länd-
lich ist –, aber auch je nach Empfangsbedingungen (Ausmaß der Inkorporierung in 
die Aufnahmegesellschaft, der Diskriminierung und Niederlassungsmuster) (z. B. 
Levitt 2001; Portes 2003). Doppelte Staatsbürgerschaft ist keine notwendige Be-
dingung für transnationale Aktivitäten und Identitäten, erleichtert diese jedoch und 
verleiht ihnen mehr Einflussmöglichkeiten.

Auch wenn doppelte oder Mehrfach-Bürgerschaft in normativen Debatten um-
stritten ist, lässt sich eine wachsende Akzeptanz ausmachen. Einige befürchten die 
Aushöhlung und Entwertung von Staatsbürgerschaft (Spiro 2004; Renshon 2005). 
Andere hingegen sehen hierin einen praktischen ersten Schritt, um die Lücke zu 
verkleinern zwischen denjenigen, die von der Politik und den Gesetzen mächtiger 
Staaten betroffen sind, und denjenigen, die berechtigt sind, in diesen Ländern zu 
wählen (Blatter 2011). Dies ist vor dem Hintergrund zu sehen, dass unsere Welt 
faktisch einem System imperialer Beziehungen zwischen Staaten gleicht. Dieses 
System ist einerseits durch asymmetrische Ströme von (militärischem, politi-
schem, ökonomischem und kulturellem) Einfluss mächtiger Kernstaaten auf we-
niger mächtige periphere Staaten gekennzeichnet; andererseits durch entsprechen-
de Gegenströme von MigrantInnen aus den Peripherien in die Kernländer. Diese 
Gegenströme an MigrantInnen sind zu einem erheblichen Teil durch die ungleiche 
Entwicklung der Länder verursacht, welche wiederum zu einem großen Teil aus 
den Asymmetrien des Einflusses zwischen Kernstaaten und Peripherien resultiert. 
Mit den MigrantInnen befinden sich Individuen auf dem Territorium einfluss-
reicher Staaten, welche ihre Herkunftsländer als betroffene Externe repräsentie-
ren könnten (Blatter 2011). Um dies jedoch effektiv tun zu können, brauchen sie 
sowohl im Aufenthalts- als auch im Herkunftsland den formalen Status und die 
vollen Rechte von StaatsbürgerInnen. Die Staatsbürgerschaft des Herkunftslandes 
wiederum verkörpert und stabilisiert die Verbindung zur externen Gemeinschaft. 
Im Aufenthaltsland bleibt daher die Einbürgerung eine wichtige Bedingung für die 
effektive Repräsentation betroffener Externer durch MigrantInnen, solange aus-
ländischen EinwohnerInnen kein Wahlrecht gewährt wird. Zusätzlich könnte die 
Anerkennung von Menschen, die gleichzeitig zu uns und zu anderen gehören, ein 
Bewusstsein für transnationale (Inter)Dependenzen und externe Effekte signalisie-
ren und stimulieren (Blatter und Schlenker 2012). Da doppelte Staatsbürgerschaft 
zwei partikulare und territorial begrenzte Orte der Solidarität und Identitätsbildung 
involviert, ist dieser Form der Zugehörigkeit auch weniger als universalistischen 
Vorstellungen von Mitgliedschaft vorzuwerfen, abstrakt, leer und instabil zu sein 
(z. B. Song 2012).
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Doppelte Staatsbürgerschaft ist keine ideale und widerspruchsfreie neue Form 
transnationaler Bürgerschaft, sondern ein pragmatisches Mittel, um eines der drän-
gendsten demokratischen Defizite angesichts grenzüberschreitender Ströme zu 
verringern.3 Für die doppelte Staatsbürgerschaft spricht aber auch, dass positive 
Auswirkungen auf die nationale wie supranationale Arena möglich sind. Erstens 
trägt die Beseitigung einer der wichtigsten Motivationshürden für EinwanderIn-
nen, sich einbürgern zu lassen, dazu bei, die aktuelle Inkongruenz zwischen jenen, 
die den Gesetzen unterworfen sind, und jenen mit dem Recht, sich an dieser Ge-
setzgebung zu beteiligen, zu verringern. Das Recht auf doppelte Staatsbürgerschaft 
fördert die politische Integration im Aufenthaltsland (Escobar 2004; Jones-Correa 
2001), erweitert den Übungsraum, in dem Menschen übertragbare politische Fä-
higkeiten lernen (Bloemraad 2004; DeSipio et al. 2003) und bildet die Grundlage 
(trans-)nationaler Solidarität. Zweitens ist es wahrscheinlich (aber empirisch noch 
nicht bewiesen), dass Mehrfach-Bürgerschaft die Art von kosmopolitischen Ein-
stellungen fördert, auf welche die VertreterInnen kosmopolitischer Bürgerschaft 
hoffen. Die Anerkennung und Praxis doppelter Staatsbürgerschaft könnte dabei 
helfen, exklusive Formen von Identität, Solidarität und Interessenbildung zu über-
winden. Jene, die realisieren, dass Mitgliedschaften, Identitäten und Praktiken auf 
einer horizontalen Ebene multipliziert werden können, könnten gegenüber ähnli-
chen Multiplikationen in einer vertikalen Dimension ebenfalls offener sein.

Als Zusammenfassung unserer Diskussion über Bürgerschaft in grenzüber-
schreitenden Arenen lässt sich festhalten, dass externe Bürgerschaft zwar empi-
risch weit verbreitet, normativ aber umstritten ist, während für das Konzept der 
Bürgerschaft aller Betroffenen das Gegenteil der Fall ist. Zeitgleich erleben wir 
einen starken Anstieg und eine wachsende Akzeptanz doppelter Staatsbürgerschaft. 
Um der These nachzugehen, dass der doppelten Staatsbürgerschaft beträchtliches 
Potenzial zur Demokratisierung transnationaler Beziehungen innewohnt (Blatter 
2011), brauchen wir weitere empirische Untersuchungen zu den Einstellungen, 
Identitäten und Praktiken von DoppelbürgerInnen. Die dargestellten Argumenta-
tionslinien deuten aber bereits darauf hin, dass doppelte Staatsbürgerschaft poten-
tiell in allen drei Arenen unserer Typologie eine wichtige Rolle spielen kann. Unse-
re konzeptionelle Karte visualisiert die Zentralität dieser Form von Bürgerschaft in 
einer post-westfälischen Welt.

Tabelle 2 nimmt die systematische Konzeptualisierung aus Tab. 1 wieder auf 
und ergänzt vereinfacht und schlagwortartig die Ergebnisse unseres kurzen Über-
blicks über die normativen Debatten und empirischen Belege zu den ausgewählten 
Formen von Bürgerschaft.

3  Eine umfassende Diskussion der Vor- und Nachteile doppelter Staatsbürgerschaft aus der 
Perspektive verschiedener Demokratietheorien bietet Blatter (2011).
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4 � Zusammenfassung und Schlussfolgerungen

Migration und transnationale (Inter)Dependenzen stellen die moderne Demokra-
tietheorie vor die Aufgabe, das Prinzip der Herrschaft durch das Volk mit einer 
Welt in Einklang zu bringen, in der politischer Einfluss und Machtausübung zu-
nehmend nationale Grenzen überschreiten und in der die Inkongruenz zwischen 
EinwohnerInnen und BürgerInnen sowie zwischen jenen, die von Gesetzen betrof-
fen sind, und jenen, die ihnen unterworfen sind, stetig wächst. Das Schicksal politi-
scher Gemeinschaften ist heute zunehmend miteinander verwoben. Dieser Beitrag 
konzentrierte sich daher auf die Frage, wie wir uns angesichts dieser Herausforde-
rungen Bürgerschaftsrechte, -identitäten und -praktiken jenseits des singulären und 
autonomen Nationalstaats vorstellen können und inwiefern diese Vorstellungen be-
reits mit Leben gefüllt sind.

Unsere konzeptionelle Karte bietet eine systematische und nuancierte Einord-
nung theoretisch vorgeschlagener und empirisch existierender Formen demokra-
tischer Bürgerschaft innerhalb und jenseits des Nationalstaats. Hierfür halten wir 
zwei Dimensionen auseinander: einerseits die Verankerung von Bürgerschaft in 
verschiedenen Vorstellungen von Mitgliedschaft in mehr oder weniger partikula-
ren bzw. universellen politischen Gemeinschaften, und andererseits die Ausrich-
tung der Bürgerschaftsrechte, -identitäten und -praktiken auf verschiedene Arenen 
politischer Entscheidungsfindung. Darüber hinaus betonen wir zwei Alternativen 
zur Exklusivität des westfälischen Systems souveräner Staaten und der singulären 

Tab. 2   Existenz und Bewertung (neuer) Formen von Bürgerschaft 
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Mitgliedschaft in einer politischen Gemeinschaft: die exklusive Gemeinschaft der 
Nation kann nicht nur durch die universelle Gemeinschaft aller Menschen über-
wunden – oder besser: ergänzt – werden, sondern auch durch eine Vielzahl sich 
horizontal überlappender Gemeinschaften. Ebenso wird die nationale politische 
Arena nicht nur durch supranationale Arenen ergänzt, sondern auch durch grenz-
überschreitend transnationale.

Diese Typologie wurde daraufhin benutzt, um philosophisch-normative Dis-
kurse mit der empirisch-analytischen Literatur zu verbinden. Der kurze Überblick 
über beide Arten von Literatur legt den Schluss nahe, dass Vorstellungen von Bür-
gerschaft, die auf der Mitgliedschaft in einem (singulären/partikularen) nationalen 
Gemeinwesen beruhen, in der normativen Literatur stark in Frage gestellt werden; 
Vorschläge, die auf der Mitgliedschaft in der universellen Gemeinschaft aller Men-
schen beruhen, besitzen hingegen nur eine schwache empirische Basis und sind in 
naher Zukunft als weitgehend unrealistisch einzustufen. In jeder politischen Arena 
wiesen wir daher auf empirisch realistische und normativ vielversprechende Alter-
nativen hin, die zwischen diesen Polen liegen: Die angemessene und dynamische 
Berücksichtigung von Quasi- und externer Bürgerschaft in nationalen Arenen, die 
Kombination nationaler und supranationaler Bürgerschaftsrechte, -identitäten und 
-praktiken in supranationalen Arenen und die Akzeptanz und Wertschätzung dop-
pelter Staatsbürgerschaft in transnationalen Arenen. Jene, die universalistischen 
Prinzipien anhängen, mögen diese Bürgerschaftsformen als Zwischenstopps auf 
dem Weg zum eigentlichen Ziel ansehen. Für jene, die in dieser Hinsicht eher skep-
tisch sind, können sie wertvolle Ziele an sich darstellen.

Darüber hinaus unterstreicht unsere konzeptionelle Karte die Rolle transnatio-
naler Arenen als Raum zwischen der nationalen und der supranationalen Arena. 
Die theoretischen und normativen Debatten konzentrierten sich bisher vor allem 
auf letztere. Sie enthielten wichtige Diskussionen über das Ausmaß, in dem kos-
mopolitische und postnationale Bürgerschaft existieren, und ob diese überhaupt 
wünschenswert und realisierbar sind. Transnationale Arenen erfahren erst seit kur-
zem vermehrt Aufmerksamkeit. Dies wird sich aber ändern, wenn – wie gegen-
wärtig der Fall – die Skepsis gegenüber supranationalen Formen und Arenen poli-
tischer Herrschaft zunimmt. Dann wird das Interesse an transnationalen Formen 
der Bürgerschaft steigen, denn diese besitzen das Potential, die externen Effekte 
nationaler Politik in den nationalstaatlichen Willensbildungsprozess einzubringen, 
ohne dass damit gleichzeitig die Willensbildungs- und Entscheidungsprozesse im-
mer weiter weg von den BürgerInnen stattfinden müssen (Blatter 2011, S. 793).

Schließlich legt unsere differenzierte Typologie die konzeptionelle Grundlage 
für systematische Diskussionen und empirische Forschung über die Beziehungen 
zwischen verschiedenen Bürgerschaftsformen. Insbesondere die Beziehung zwi-
schen transnationalen und kosmopolitischen Bürgerschaftsformen gilt es besser 
zu verstehen. Gerade für jene auf der Suche nach substantieller Bürgerschaft jen-
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seits des Nationalstaats mag es vielversprechend sein, Mitgliedschaft in multiplen 
Gemeinschaften genauer zu untersuchen. Doppelte oder Mehrebenen-BürgerInnen 
mit politischen Rechten in sowie persönlichen Bindungen zu mehr als einem Land 
könnten die Zahl der „cosmopolitan patriots“ (Appiah 1998) erhöhen, indem sie 
verschiedene konkrete Lebensweisen zelebrieren und gegenüber verschiedenen 
partikularen Gemeinschaften solidarisch sind. Wenn wir das Potenzial neuer Bür-
gerschaftsformen für die Vitalisierung einer nationale Grenzen überschreitenden 
Demokratie bewerten wollen, sollten wir uns im Klaren über die Konzepte sein, 
die wir verwenden. Unsere Typologie schlägt eine Variante vor, verschiedene For-
men von Bürgerschaft, die nationale Bürgerschaft komplementieren, systematisch 
zu erfassen. Es braucht jedoch weitere empirische Studien über diese Formen, 
um ihre Rolle in einer post-westfälischen Welt fundierter zu bewerten. Nur da-
durch können wir besser verstehen, wie Mehrfachmitgliedschaften bürgerschaft-
liche Identifikationen und Praktiken beeinflussen und in welchem Zusammenhang 
Transnationalismus und Kosmopolitismus zueinander stehen.4
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